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(3) Soweit durch den Besteller keine Versandfreigabe 
ohne Qualitätsfeststellung erteilt wurde, hat der Lie­
ferer spätestens 2 Wochen vor dem vertraglichen 
Liefertermin an die im Vertrag genannte Stelle schrift­
lich seine Bereitschaft zur Durchführung der Qualitäts­
feststellung (Bereitschaftserklärung) mitzuteilen. Hat 
der Besteller beim Lieferer einen Beauftragten statio­
niert, so ist diesem 5 Tage vor dem vertraglichen 
Liefertermin die schriftliche Bereitschaftserklärung zu 
übergeben.

(4) Der Besteller ist verpflichtet, innerhalb von 
2 Wochen, bei Nahrungsgütern innerhalb von 3 Werk­
tagen, nach Zugang der Bereitschaftserklärung die 
Qualitätsfeststellung durchzuführen und Versandfrei­
gabe zu erklären oder dem Lieferer den Versand der 
Erzeugnisse auch ohne Durchführung der Qualitätsfest­
stellung freizugeben. Hat der Lieferer seine Bereit- 
schaftserklärung nicht innerhalb der gemäß Abs. 3 fest­
gelegten Frist abgegeben, so verlängert sich die Frist 
des Bestellers um 2 Wochen bzw. um 5 Tage.

(5) Der Besteller hat die Qualitätsfeststellung, sofern 
im Vertrag nichts anderes vereinbart wurde, in den 
Produktionsstätten des Lieferers durch seinen Beauf­
tragten durchführen zu lassen. Wird die Qualitäts­
feststellung nicht in den Produktionsstätten des Liefe­
rers durchgeführt, so hat der Lieferer geeignete Mitar­
beiter zum vorgesehenen Ort zu entsenden.

(6) Das Ergebnis der Qualitätsfeststellung ist vom
Beauftragten des Bestellers in einem Prüfbericht fest­
zulegen, der von diesem und vom Bevollmächtigten des 
Lieferers zu unterzeichnen ist. Der Lieferer ist ver­
pflichtet,, die entsprechenden Ausfertigungen dieses Be­
richtes spätestens 2 Tage nach Unterzeichnung an 
die bei der Qualitätsfeststellung bekanntgegebene Post­
anschrift des Empfängers bzw. Bestellers zu übersen­
den. ✓

(7) Wird aus Gründen, welche vom Lieferer gesetzt 
worden sind, die Durchführung der angezeigten Qua­
litätsfeststellung nicht möglich oder deren Wiederho­
lung erforderlich, hat der Lieferer dem Besteller für 
jeden dazu entsandten Mitarbeiter Aufwendungsersatz 
in Höhe von 100 MDN zu zahlen, soweit es sich nicht 
um ständig im Lieferbetrieb eingesetzte Beauftragte 
des Bestellers handelt. Dieser Aufwendungsersatz ist 
auf eine Vertragsstrafe wegen Lieferverzuges anzurech­
nen.

(8) Im Vertrag kann vereinbart werden, daß Erzeug­
nisse durch eine besonders dafür zuständige Institution 
geprüft werden. Diese Prüfung ersetzt die Qualitäts­
feststellung durch den Besteller nur dann, wenn dies 
ausdrücklich vereinbart ist.

21

Gesetzlicher Garantiezeitrauin

(1) Für Lieferungen an die Besteller gilt, soweit in 
anderen gesetzlichen Bestimmungen nicht längere Fri­
sten vorgeschrieben sind, eine Garantiefrist von 12 Mo­
naten.

(2) Die im Abs. 1 festgelegte Garantiefrist beträgt

a) für Erzeugnisse der Fahrzeugindustrie höchstens 
jedoch 10 000 km,

b) für Kettenfahrzeuge höchstens jedoch 6000 km,

c) für Erzeugnisse der Landmaschinen- und Trakto­
renindustrie höchstens jedoch 1000 Betriebsstun­
den,

gerechnet vom Tage der Zulassung an.

(3) Für Lieferungen, die zur alsbaldigen Verwendung 
bestimmt sind oder die beim bestimmungsgemäßen 
Gebrauch einem erhöhten Verschleiß unterliegen, wird 
die Gebrauchsfähigkeit für den Zeitraum zugesichert, 
der bei einwandfreier Qualität der Lieferung vorausge­
setzt werden muß.

(4) Im Vertrag kann an Stelle der im Abs. 1 festge­
legten Garantiefrist eine kürzere Garantiefrist, die je­
doch 6 Monate nicht unterschreiten darf, vereinbart 
werden, wenn der Lieferer nachweist, daß entsprechend 
dem Entwicklungsstand von Wissenschaft und Technik 
die Funktionsfähigkeit der Erzeugnisse nicht für einen 
längeren Zeitraum garantiert werden kann.

(5) Soweit es die Eigenart bestimmter Erzeugnisse 
und die Besonderheiten ihres Gebrauches erfordern, 
ist auf Verlangen des Bestellers an Stelle der im Abs. 1 
genannten Frist eine Garantie nach Betriebsstunden 
oder Anzahl der Einsatzmöglichkeiten zu vereinbaren.

(6) Die Garantieurkunden sind vom Lieferer mit dem 
Datum des Auslieferungstages und vom Besteller mit 
dem Datum der Inbetriebnahme der betreffenden Er­
zeugnisse zu versehen.

§ 22

Verlängerung des Garantiezeitraumcs

(1) Die Garantiefrist läuft nicht während der Zeit, in 
der Erzeugnisse konserviert bzw. ordnungsgemäß ein­
gelagert und gewartet werden. Erreichen Erzeugnisse 
ihre volle Leistungsfähigkeit erst nach einer bestimm­
ten Nutzungszeit, verlängert sich die Garantiefrist auch 
um diese Zeit. Das gilt nicht für Lebensmittel und an­
dere Erzeugnisse, die lagerunfähig oder nur begrenzt 
lagerfähig sind. Die Garantiefrist endet jedoch 2 Jahre 
nach Entgegennahme des Vertragsgegenstandes, soweit 
nicht gesetzlich oder im Vertrag andere Fristen festge­
legt sind.

(2) Der Nachweis über die Zeit der Konservierung, 
Einlagerung oder Nutzung wird durch die für jeden 
selbständigen Teil des Vertragsgegenstandes vom Emp­
fänger oder Nutzer ordnungsgemäß geführten Nach­
weisdokumente erbracht. Der Besteller hat außerdem 
nachzuweisen, daß die Konservierung, Einlagerung oder 
Nutzung entsprechend den dafür geltenden Vorschriften 
vorgenommen wurde.

§ 23 
Zusatzgarantie

(1) Im Vertrag ist auf Verlangen des Bestellers eine 
weitergehende als die im § 21 Abs. 1 genannte Garan­
tiefrist zu vereinbaren, wenn es im Interesse der Lan­
desverteidigung oder der inneren Sicherheit notwendig 
und auf Grund des Höchststandes von Wissenschaft und 
Technik möglich ist (Zusatzgarantie). Dies gilt entspre­
chend für die vertraglichen Beziehungen des Lieferers 
mit seinen Zulieferern, Nachauftragnehmern oder an­
deren Kooperationspartnern.

(2) Als Zusatzgarantie gilt auch die gemäß § 22 Abs. 1 
verlängerte Garantiefrist, soweit diese über den im § 21 
Abs. 1 genannten Zeitraum hinausgeht.


